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Linz, 09.06.2026 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Agrarrecht-Organisationsgesetz, das Oö. 

Antidiskriminierungsgesetz, das Oö. Gleichbehandlungsgesetz 2021 und 

das Oö. Lehrpersonen-Diensthoheitsgesetz geändert werden (Oö. Gleich-

behandlungs-Anpassungsgesetz 2026) 

Begutachtungsverfahren 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum im Be-

treff angeführten Gesetzesvorhaben. 

 

Die Landesgruppe Oberösterreich des Österreichischen Städtebundes gibt dazu fol-

gende Stellungnahme ab: 

 

Zu den Änderungen des Oö. Antidiskriminierungsgesetzes:  

 

Die beabsichtigte strukturelle Anpassung wird grundsätzlich begrüßt, weil sie zu einer 

klareren Trennung der Anwendungsbereiche von Oö. ADG und Oö. GBG 2021 führt. 
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Künftig sollen sämtliche Diskriminierungstatbestände für Landes- und Ge-

meindeverbandsbedienstete im Oö. GBG 2021 gebündelt werden, während 

das Oö. ADG allgemein auf Bürger*innen anzuwenden ist. 

 

Positiv hervorzuheben ist, dass die inhaltlich korrespondierenden Bestimmungen in 

den Erläuterungen zum Oö. GBG 2021 in Form einer Entsprechungstabelle darge-

stellt sind, sodass die Überführung der bisherigen Regelungsinhalte in das neue Sys-

tem in transparenter und nachvollziehbarer Weise aufbereitet wird. 

 

Zu den Änderungen im Oö. Gleichbehandlungsgesetz:  

 

Im Hinblick auf die Umsetzung der Richtlinien (EU) 2023/970 und (EU) 2022/2041 

verfolgt der vorliegende Gesetzesentwurf mit der Förderung von Entgelttransparenz 

ein grundsätzlich nachvollziehbares und sachlich berechtigtes Anliegen. Gegen Maß-

nahmen, die eine transparente und diskriminierungsfreie Einkommensgestaltung 

unterstützen, bestehen daher dem Grunde nach keine Einwände.  

 

Zu § 4 Abs. 2 Oö. GBG 2021 ist festzuhalten, dass im Gesetzeswortlaut von der „Ent-

geltentwicklung“ die Rede ist, währenddessen in den erläuternden Bemerkungen das 

aktuell laufende Gehalt gemeint ist. Eine Klarstellung wäre in diesem Zusammen-

hang wünschenswert.  

 

Hinsichtlich des § 4 Abs. 3 Oö. GBG 2021 ist darauf hinzuweisen, dass Auswahlver-

fahren entsprechend den Bestimmungen des Oö. Objektivierungsgesetzes 1994 ohne-

hin nach objektiven Kriterien abzuwickeln sind. Damit werden bereits Diskriminie-

rungen ausgeschlossen, sodass die vorgesehene Bestimmung tatsächlich nicht erfor-

derlich ist.  

 

Die in § 6 Oö. GBG 2021 vorgesehenen Vorgaben für die Ausschreibung sind im We-

sentlichen bereits jetzt aufgrund des Oö. Objektivierungsgesetzes durch die öffentli-

che Verwaltung zu erfüllen. 

 

Weiters ist darauf hinzuweisen, dass die im Entwurf vorgesehenen zusätzlichen In-

formations-, Auskunfts-, Berichts- und Evaluierungspflichten, insbesondere nach 

dem vorgesehenen § 8c Oö. GBG 2021, mit einem erheblichen administrativen und 

personellen Mehraufwand verbunden sein werden. Dies betrifft vor allem die Ver-

pflichtung zur Bereitstellung von Informationen über die objektiven und geschlechts-

neutralen Kriterien für die Festlegung des Entgelts sowie über Entgelthöhen und -
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entwicklungen (§ 8c Abs. 1), das individuelle Auskunftsrecht der Bediens-

teten samt Begründungs- und Klarstellungspflichten (§ 8c Abs. 2), die 

barrierefreie Zugänglichmachung dieser Informationen (§ 8c Abs. 3), die wiederkeh-

rende Erstellung von Berichten zum Entgeltgefälle (§ 8c Abs. 4) sowie gegebenenfalls 

die Durchführung einer gemeinsamen Entgeltbewertung bei Vorliegen eines nicht ge-

rechtfertigten Entgeltgefälles (§ 8c Abs. 5). 

 

Gerade im öffentlichen Bereich bestehen bereits umfassende, gesetzlich normierte 

und öffentlich nachvollziehbare Grundlagen für die Einkommensgestaltung. Die Er-

läuterungen zu § 8c Oö. GBG 2021 halten ausdrücklich fest, dass die Kriterien zur 

Festlegung des Entgelts, der Entgelthöhe und der Entgeltentwicklung für oberöster-

reichische Landes- und Gemeindeverbandsbedienstete gesetzlich in den jeweiligen 

Dienstrechtsgesetzen normiert sind und diese Bestimmungen die von der Entgelt-

transparenzrichtlinie geforderte Geschlechtsneutralität sowie die Erfüllung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für gleiche oder gleichwertige Arbeit grundsätzlich 

gewährleisten. Hinzu kommt, dass nach § 5 Oö. GBG 2021 bei der Einreihung von 

Verwendungen in für Monatsbezug oder Monatsentgelt bedeutsame Kategorien be-

reits jetzt keine diskriminierenden Kriterien verwendet werden dürfen und nach § 6 

Oö. GBG 2021 Ausschreibungen von Dienstposten und Funktionen grundsätzlich ge-

schlechtsneutral zu gestalten sind.  

 

Daher ist festzuhalten, dass bei der Entlohnung der Bediensteten aufgrund von gene-

rellen, objektiven und jedenfalls geschlechtsneutralen Bestimmungen tatsächlich 

keine Geschlechterdiskriminierung stattfindet. Im Hinblick auf § 8c Abs 1. und Abs. 2 

Oö. GBG 2021 wird allerdings ausschließlich auf gesetzliche Grundlagen Bezug ge-

nommen. Die Stadt Wels regt daher an, als Grundlage ebenso Verordnungen und 

sonstige generelle Regelungen zu berücksichtigen, nachdem Entgeltsbestandteile wie 

beispielsweise Nebengebühren, Dienstvergütungen, Gehaltszulagen etc. auch in Ver-

ordnungen und Richtlinien geregelt sind. Diese Vorschriften sind ebenso transparent 

und geschlechterneutral gestaltet und sollten daher in die betreffende Bestimmung 

aufgenommen werden. 

 

Darüber hinaus weisen die Bezüge im Landes- und Gemeindebereich auch auf insti-

tutioneller Ebene ein hohes Maß an Transparenz und Nachvollziehbarkeit auf. Die 

Entgeltfestsetzung erfolgt nicht in einem freien, individuell verhandelbaren System, 

sondern auf Grundlage gesetzlicher und dienstrechtlicher Vorgaben sowie schemati-

scher Einreihungen, wie sie der Entwurf selbst voraussetzt. Zudem sind Personalres-
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sourcen und deren finanzielle Bedeckung über den Dienstposten- und 

Stellenplan abzubilden und unterliegen damit, unter Beachtung der 

Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit, der politischen 

Behandlung und Beschlussfassung. Schon deshalb ist der öffentliche Dienst nur be-

grenzt mit der Privatwirtschaft und deren Entgeltsystemen vergleichbar. 

 

Besonders hervorzuheben ist außerdem, dass im Landes- und Gemeindebereich nicht 

nur ein einheitliches Entlohnungssystem besteht, sondern unterschiedliche besol-

dungsrechtliche Systeme (Besoldung alt und neu) parallel anzuwenden sind. Der Ent-

wurf knüpft in § 2 Abs. 13 Oö. GBG 2021 selbst daran an, dass als Gruppe von Be-

diensteten, die gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichten, jene Bediensteten gelten, 

die nach den dienst- und besoldungsrechtlichen Vorschriften innerhalb eines Entloh-

nungsschemas gleich eingereiht sind. Schon daraus wird ersichtlich, dass die Ver-

gleichsbildung in der praktischen Umsetzung nicht bloß zwischen Funktionen, son-

dern auch innerhalb unterschiedlicher schematischer Systeme vorzunehmen ist, was 

die Aufbereitung belastbarer und rechtssicherer Vergleichsdaten zusätzlich er-

schwert.  

 

Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht sachgerecht, auf ein bereits gesetzlich de-

terminiertes, schematisch aufgebautes und nach außen hin nachvollziehbares Be-

zugssystem zusätzliche Detailregelungen und Berichtspflichten aufzusetzen, wenn 

diese im Ergebnis vor allem zu weiterem Verwaltungs- und Prüfaufwand im Perso-

nalbereich führen. Dies gilt umso mehr als § 8c Abs. 4 Oö. GBG 2021 detaillierte Be-

richtsinhalte zum geschlechtsspezifischen Entgeltgefälle vorgibt und § 8c Abs. 5 Oö. 

GBG 2021 bei einem nicht gerechtfertigten Entgeltgefälle von 5 Prozent oder mehr 

zusätzlich eine gemeinsame Entgeltbewertung samt Maßnahmenfestlegung vorsieht. 

Diese zusätzlichen Verpflichtungen stehen in einem klaren Spannungsverhältnis zu 

den laufenden Konsolidierungsbemühungen und Einsparungszielen der öffentlichen 

Haushalte, zumal der Entwurf selbst ausdrücklich von zusätzlichem Verwaltungsauf-

wand für Dienstgeber*innen ausgeht. Die verpflichtende Erstellung eines Berichts ge-

mäß § 8c Abs. 4 Oö. GBG 2021 wird daher aufgrund des nicht abschätzbaren und je-

denfalls unnötigen Aufwandes ausdrücklich abgelehnt. 

 

Im Übrigen ist das vorgesehene Erfordernis zur Berichterstattung obsolet, weil die in 

§ 8c Abs. 5 Oö. GBG 2021 erst bei Überschreitung eines Entgeltgefälles iHv 5% vorge-

sehene Maßnahme zur Entgeltbewertung seit Einführung des neuen Gehaltsschemas 

im Jahr 2002 mit Arbeitsplatzbewertungen unter Zugrundelegung des Bewertungs-
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schemas nach Hay und Einbindung der Personalvertretung bereits mit 

der Aktualisierung von Arbeitsplatzbeschreibungen institutionalisiert ist. 

Dies bedeutet, dass entsprechende Arbeitsplatz- bzw. - Entgeltbewertungen gewisser-

maßen bereits prophylaktisch vorgesehen werden, um Diskriminierung auszuschlie-

ßen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Die Leiterin der Geschäftsstelle i.V. 

Mag.a Mag.ᵃ Lisa Janko 

(elektronisch beurkundet) 
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